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ABI 	Schwerpunkt Abitur: 
5.4.3	 Das EU-Türkei-Abkommen

	M1	 Das EU-Türkei-Abkommen

Rückführung 
Alle Flüchtlinge, die ab dem 20. März [2016] […] irregulär 
nach Griechenland kommen, sollen zurück in die Türkei 
geschickt werden. Die Rückführungen sollen am 4. April 
starten. […]

Rechtsstaatlichkeit 
Trotzdem muss jeder Asylantrag in Griechenland einzeln 
geprüft werden. Es werde keine „kollektiven Ausweisun-
gen“ geben, heißt es im Abschlussdokument. Wer also 
nachweisen kann, dass er in der Türkei nicht sicher ist, hat 
in der EU Anspruch auf Schutz. Darüber sollen in möglichst 
schnellen, aber sauberen Verfahren Richter und Asylverfah-
rensbearbeiter entscheiden. Voraussetzung für die Rück-
führung ist, dass die Türkei alle Flüchtlinge entsprechend 
der Genfer Konvention behandelt. […]

Verteilung 
Für jeden Syrer, der aus Griechenland in die Türkei zu-
rückgewiesen wird, gelangt ein Syrer aus dem Land über 
legale Verfahren in die EU. Dieser Mechanismus soll ab 
dem 4. April gelten und dazu führen, dass die irreguläre 
Einreise nach Europa an Attraktivität verliert. Für dieses 
1:1-Umsiedlungsverfahren stehen zunächst 18.000 Plätze 
zur Verfügung. Sie sind Teil der von den EU-Staaten bereits 
beschlossenen Verpflichtung, 22.000 Flüchtlinge direkt aus 
Syrien-Anrainerstaaten wie Libanon, Jordanien oder eben 
der Türkei aufzunehmen. Die Hoffnung der EU ist, dass die 
Zahl von 18.000 aber nicht erreicht wird. […] In der Verein-
barung heißt es, dass diese Maßnahme zeitlich befristet 
ist und sich die EU-Staaten freiwillig an der Aufnahme der 
insgesamt maximal 72.000 Menschen aus der Türkei betei-
ligen können. […] Sollte das Limit erreicht werden, soll der 
Mechanismus automatisch enden. […]

Geld für die Türkei 
Die bisher schon zugesagten drei Milliarden Euro für syri-
sche Flüchtlinge in der Türkei sollen schneller bereitgestellt 
werden. EU und Türkei wollen innerhalb einer Woche ge-
meinsam Projekte identifizieren, für die das Geld verwen-
det werden soll. „Wir werden bis 2018 weitere drei Milliar-
den Euro zur Verfügung stellen“, sagte Merkel. In Sachen 
Geld hat die Türkei also bekommen, was sie wollte.

Beitrittsverhandlungen 
Eigentlich wollte die Türkei fünf neue Verhandlungskapi-
tel im Beitrittsprozess eröffnen. Bekommen hat sie eins: 
Kapitel 33, Haushaltspolitik. […] Im Dezember hatte die 
EU, auch schon als Teil der Kooperation in der Flüchtlings-
politik, Kapitel 17 zur Wirtschafts- und Währungspolitik. So 
lange aber Zypern wegen des andauernden Konflikts mit 
der Türkei über die geteilte Insel weitere Kapitel blockiert, 
sind das nur symbolische Fortschritte. 

Visafreiheit 
Für die Türkei vielleicht der wichtigste Punkt. Sie dringt seit 
Jahrzehnten darauf, dass türkische Bürger endlich ohne Vi-
sum in die EU reisen können – zum Beispiel, um ihre vielen 
Millionen Verwandten dort zu besuchen. Für diese Visa
freiheit sieht eine Roadmap 72 Bedingungen auf türkischer 
Seite vor. Darunter sind auch Standards für die Behandlung 
von Flüchtlingen in der Türkei. 

Lenz Jacobsen: EU-Gipfel: Was im Türkei-Deal steht – und was nicht, 
in: Zeit online, 18.03.2016, http://www.zeit.de/politik/ausland/2016-03/
eu-gipfel-tuerkei-abkommen-fluechtlinge-angela-merkel,  Zugriff am 
28.03.2017.

	M2	 Der Flüchtlingsdeal ist eine Farce
In der türkischen Grenzstadt Gaziantep, die Bundeskanz-
lerin Angela Merkel am Wochenende besuchen wird, tö-
teten Anhänger des „Islamischen Staates“ (IS) am 10. April 
[2016] auf offener Straße den syrischen Fernsehjournalis-
ten Mohammed Zahir al-Sherqat. Die Täter schossen ihm 
aus kurzer Entfernung ins Genick. Sherqat ist der vierte 
syrische Journalist, der innerhalb eines Jahres im Südosten 
der Türkei von IS-Terroristen ermordet wurde. Merkel wird 
in Gaziantep ein Flüchtlingslager besuchen und der Tür-
kei, zu Recht, für die Aufnahme von zweieinhalb Millionen 
Syrern danken. Schlechte Nachrichten, wie den Mord am 
Journalisten Sherqat oder die prekäre Sicherheitslage für 
IS-Gegner, wird Merkel ausblenden. Ihre Reise soll eine ein-
fache Botschaft vermitteln: Der Flüchtlingsdeal zwischen 
der EU und der Türkei verläuft nach Plan.
Merkel ist in Deutschland in den vergangenen Wochen in 
die Kritik geraten für das Abkommen, das vorsieht, dass ein 
Land mit knapp 80 Millionen Einwohnern einem Kontinent 
mit mehr als 500 Millionen Einwohnern die Flüchtlinge ab-
nimmt. Es heißt dann, in oft patriarchalem Tonfall, Merkel 
würde vor dem türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdo-
gan „kuschen“. Merkels Opportunismus ist in der Tat be-
fremdlich. Die Kanzlerin hat sich allerdings (wie die übrige 
deutsche Öffentlichkeit) auch vor dem Abschluss des Ab-
kommens nie sonderlich für Menschenrechte in der Türkei 
interessiert – lange Zeit eher aus Ignoranz. Der Deal mit der 
Türkei ist nicht in erster Linie falsch, weil er den türkischen 
Staatspräsidenten dazu einlädt, Europa spüren zu lassen, 
dass es auf ihn angewiesen ist. Sondern vor allem deshalb, 
weil das Abkommen Flüchtlinge entrechtet und Menschen-
leben gefährdet. Die Folgen für die Betroffenen sind die 
eigentliche Katastrophe.

Europa hält Flüchtlinge in Lagern gefangen 
Auf den griechischen Inseln Lesbos und Chios werden 
Flüchtlinge seit Wochen in überfüllte Haftanstalten ge-
pfercht. Die Menschen werden, das dokumentierte Hu-
man Rights Watch gerade erst, ihrer Grundrechte beraubt. 
Der Kontakt zu Anwälten bleibt ihnen versagt. Väter wer-
den von ihren Familien getrennt. Europa will die Flücht-
linge in Lagern gefangen halten, um sie dann, in Wochen 
oder Monaten, so genau weiß das niemand, in die Türkei 
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abzuschieben. „Was, zur Hölle, 
geschieht in Griechenland?“, 
fragt Franck Düvell, Migrati-
onsforscher an der Universi-
tät Oxford. „Kehrt der Faschis-
mus zurück?“ In der Türkei, 
behauptet die EU, seien die 
Flüchtlinge sicher. Wer ins 
türkisch-syrische Grenzgebiet 
reist, so wie Angela Merkel an 
diesem Wochenende, müsste 
genau daran zweifeln.
In der Stadt Kilis, 50 Kilometer 
südlich von Gaziantep, schlu-
gen gerade erst Raketen aus 
Syrien ein. Die türkische Re-
gierung lässt an der Grenze, 
unter anderem zur Abwehr 
von Flüchtlingen, eine meh-
rere Hundert Kilometer lange 
Mauer errichten. Laut Am-
nesty International haben 
türkische Behörden seit Mitte 
Januar mehrere Tausend syrische Flüchtlinge nach Syrien 
zurückgeschickt. Ankara bestreitet die Vorwürfe. Die Tür-
kei hat, als einer der wenigen Staaten weltweit, die Genfer 
Flüchtlingskonvention bis heute nicht vollständig ratifi-
ziert. Flüchtlinge, die nicht aus Europa stammen, werden 
in der Türkei nicht als solche anerkannt. Bilaterale Abkom-
men sollen sicherstellen, dass Afghanen, Iraker, Pakistaner 
künftig schnell aus der Türkei in ihre Herkunftsländer zu-
rückgeschickt werden.
Die EU nimmt das in Kauf. Das Resettlement-Programm, 
mithilfe dessen 70.000 Flüchtlinge aus der Türkei nach Eu-
ropa umgesiedelt werden sollen, ist ausdrücklich auf Syrer 
beschränkt. Für alle anderen hat die EU das Grundrecht auf 
Asyl faktisch abgeschafft. Iraker etwa, die vor dem „Islami-
schen Staat“ fliehen und in Europa Schutz suchen, müssen 
künftig damit rechnen, in einer Kettenabschiebung aus 
Griechenland in die Türkei und von dort weiter in ihre Hei-
mat abgeschoben zu werden. 

Maximilian Popp: Merkel in der Türkei – Der Flüchtlingsdeal ist eine 
Farce, in: Spiegel Online, 22.04.2016, http://www.spiegel.de/politik/
ausland/angela-merkels-fluechtlingsdeal-mit-der-tuerkei-ist-eine-
farce-kommentar-a-1088514.html, Zugriff am 28.03.2017. 

	M3	 Umsetzung des Abkommens
In den ersten sechs Monaten seit Inkrafttreten des EU-Tür-
kei-Abkommens zur legalen Einreise syrischer Flüchtlinge 
sind bislang nur 614 syrische Flüchtlinge nach Deutschland 
gekommen. Das geht aus der Antwort des Bundesinnen-
ministeriums auf eine Anfrage der Grünen-Fraktion her-
vor, die der „Welt“ vorliegt. Die Syrer sind im sogenannten 
Resettlement-Verfahren im Rahmen des 1:1-Mechanismus 
der EU-Türkei-Erklärung nach Deutschland eingereist, wie 
das Innenministerium berichtete. Von diesen Zuwanderern 
hätten 486 „familiäre Bindungen“ außerhalb der Kernfami-
lie in Deutschland, also zum Beispiel volljährige Kinder, Ge-
schwister, Onkel und Tanten, Nichten und Neffen, Cousins 
und Cousinen, Schwager oder Schwägerin. 22 Flüchtlinge 

reisten ihren bereits in Deutschland lebenden Ehepartnern 
nach, geht aus der Antwort hervor.
[…] Seit Umsetzung der Vereinbarung am 4. April [2016] 
sind laut EU-Kommission aber erst 1843 syrische Flücht-
linge aus der Türkei in die EU eingereist (Stand 12. Oktober). 
Deutschland nahm demnach also mit 614 die meisten auf, 
es folgen Frankreich (367) und Schweden mit (269). Groß-
britannien und 15 weitere EU-Staaten haben noch keine 
Flüchtlinge auf diesem Wege aufgenommen.

Sabine Menkens/Marcel Leubecher: Zahlen bei Flüchtlingsaustausch 
lächerlich gering, in: Welt Online, 14.10.2016, https://www.welt.de/po-
litik/deutschland/astide158757457/Zahlen-bei-Fluechtlingsaustausch-
laecherlich-gering.html, Zugriff am 28.03.2017.

1.	 Stellen Sie wesentliche Aspekte des EU-Türkei-
Abkommens dar ( M1  ).

2.	 Erschließen Sie aus dem Text Maximilian Popps 
wesentliche Kritikpunkte am Abkommen zwischen der 
EU und der Türkei ( M2  ).

3.	 Analysieren Sie die Karikatur (Abb. 1) unter 
Berücksichtigung der Position zum EU-Türkei-Abkommen.

4.	 Nehmen Sie abschließend Stellung zum Abkommen 
zwischen der EU und der Türkei (  M1  –  M3  , Abb. 1).
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Abb. 1: „Solange der Vorrat reicht“


